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Friedhofssatzung  
der Stadt Vetschau/Spreewald

Aufgrund des § 3 der Kommunalverfassung des Landes 
Brandenburg vom 18.12.2007 (GVBl.I/07, Nr. 19, S. 286) zu-
letzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 19. Juni 2019 
(GVBl.I/19, Nr. 38), Gesetz über den Einheitlichen Ansprech-
partner für das Land Brandenburg vom 07.07.2009 (GVBl.I/09, 
Nr. 12, S. 262) zuletzt geändert durch den Artikel 22 des Ge-
setzes vom 08. Mai 2018 (BVBI. I/18, Nr. 8, S. 19, Verwaltungs-
verfahrensgesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 
23.01.2003 (BGBl.I S. 102) zuletzt geändert durch Artikel 5 
Abs. 25 vom 21.06.2019 (BVBI. I/19, Nr. 23, S. 854) in Verbin-
dung mit dem Verwaltungsverfahrensgesetz für das Land 
Brandenburg vom 07.07.2009 zuletzt geändert durch Artikel 6 
des Gesetzes vom 08. Mai 2018 (GVBl. I/18, Nr. 8, S. 4), sowie 
§ 34 des Gesetzes über das Leichen-, Bestattungs- und Fried-
hofswesen im Land Brandenburg vom 07.11.2001 (GVBl.I/01, 
S. 226) zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom  
15. Oktober 2018 (GVBl. I/18, Nr. 24) hat die Stadtverordne-
tenversammlung der Stadt Vetschau/Spreewald in ihrer Sit-
zung am 10.12.2020 folgende Satzung beschlossen:

I. Allgemeine Bestimmungen
§ 1 Geltungsbereich
§ 2 Friedhofszweck
§ 3 Bestattungsbezirke
§ 4 Verwaltung
§ 5 Begriffsbestimmungen
§ 6 Schließung und Aufhebung
II. Ordnungsvorschriften
§ 7 Öffnungszeiten
§ 8 Verhalten auf dem Friedhof
§ 9 Gewerbliche Betätigung auf dem Friedhof
III. Allgemeine Bestattungsvorschriften
§ 10 Anzeigepflicht und Bestattungszeit
§ 11 Särge/Urnen
§ 12 Ausheben der Gräber
§ 13 Ruhezeit
§ 14 Umbettungen
IV. Gräber
§ 15 Arten der Gräber
§ 16 Reihengräber
§ 17 Wahlgräber
§ 18 Urnengemeinschaftsgräber
§ 19 Ehrengräber
§ 20 Kriegsgräber
V. Gestaltung der Gräber
§ 21 Wahlmöglichkeiten
§ 22 Gräberfelder mit allgemeinen Gestaltungsvorschriften
§ 23 Gräberfelder mit besonderen Gestaltungsvorschriften
VI. Grabmale und bauliche Anlagen
§ 24 Gräberfelder mit allgemeinen Gestaltungsvorschriften
§ 25 Gräberfelder mit besonderen Gestaltungsvorschriften
§ 26 Grabeinfassungen
§ 27 Genehmigungserfordernis
§ 28 Anlieferung
§ 29 Fundamentierung und Befestigung
§ 30 Unterhaltung
§ 31 Schutz wertvoller Grabmale/Denkmalschutz
§ 32 Entfernung
VII. Herrichtung und Pflege der Gräber
§ 33 Herrichtung und Unterhaltung
§ 34 Gräberfelder mit allgemeinen Gestaltungsvorschriften

§ 35 Gräberfelder mit besonderen Gestaltungsvorschriften
§ 36 Vernachlässigung der Grabpflege
VIII. Trauerhalle und Trauerfeiern
§ 37 Benutzung der Trauerhalle
§ 38 Trauerfeiern
IX. Schlussvorschriften
§ 39 Alte Rechte
§ 40 Haftung
§ 41 Gebühren
§ 42 Ordnungswidrigkeiten
§ 43 Gleichstellungsklausel
§ 44 Inkrafttreten

§ 1  
Geltungsbereich

Diese Friedhofssatzung gilt für folgende im Gebiet der Stadt 
Vetschau/Spreewald gelegenen und von ihr verwalteten 
kommunalen Friedhöfe:	
-	 Friedhof Vetschau/Spreewald - Hauptfriedhof
-	� Friedhöfe Briesen, Göritz, Jehschen, Koßwig, Laasow, 

Missen, Raddusch, Repten, Stradow, Suschow, Tornitz 
und Wüstenhain.

§ 2 
Friedhofszweck

(1) Die Friedhöfe und Friedhofseinrichtungen werden ge-
meinsam als nicht rechtsfähige öffentliche Anstalt der Stadt 
Vetschau/Spreewald betrieben.	
(2) Einen Bestattungsanspruch haben diejenigen Personen:	
-	� die bei ihrem Ableben Einwohner mit Hauptwohnsitz der 

Stadt Vetschau/Spreewald einschließlich seiner Orts- und 
Gemeindeteile waren,

-	� die in Vetschau/Spreewald ohne oder mit unbekanntem 
Wohnsitz verstorben sind,

-	� die ein Recht auf Bestattung/ Beisetzung in einer be-
stimmten Grabstätte zu Lebzeiten erworben haben.

Die Bestattung anderer Personen bedarf nach Antragstellung 
der vorherigen Zustimmung der Friedhofsverwaltung.

§ 3 
Bestattungsbezirke

(1) Das Gebiet der Stadt Vetschau/Spreewald wird in folgen-
de Bestattungsbezirke eingeteilt:	
a)	� Bestattungsbezirk des Friedhofs Vetschau/Spreewald 

umfasst das Gebiet der Stadt Vetschau/Spreewald ein-
schließlich Ortsteil Naundorf und den bewohnten Fleiß-
dorf

b)	� Bestattungsbezirk des Friedhofs Briesen: 
	 Er umfasst den bewohnten Gemeindeteil Briesen
c)	� Bestattungsbezirk des Friedhofs Göritz: 
	 Er umfasst die Gemarkung Göritz
d)	� Bestattungsbezirk des Friedhofs Jehschen: 
	 Er umfasst den bewohnten Gemeindeteil Jehschen
e)	� Bestattungsbezirk des Friedhofs Koßwig: 
	 Er umfasst die Gemarkung Koßwig
f)	� Bestattungsbezirk des Friedhofs Laasow: 
	 Er umfasst die Gemarkung Laasow
g)	� Bestattungsbezirk des Friedhofs Missen: 
	 Er umfasst die Gemarkung Missen
h)	� Bestattungsbezirk des Friedhofs Raddusch: 
	 Er umfasst die Gemarkung Raddusch
i)	� Bestattungsbezirk des Friedhofs Repten: 
	 Er umfasst die Gemarkung Repten
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j)	� Bestattungsbezirk des Friedhofs Stradow: 
	 Er umfasst die Gemarkung Stradow
k)	� Bestattungsbezirk des Friedhofs Suschow: 
	 Er umfasst die Gemarkung Suschow
l)	� Bestattungsbezirk des Friedhofs Tornitz: 
	 Er umfasst den bewohnten Gemeindeteil Tornitz
m)	�Bestattungsbezirk des Friedhofs Wüstenhain: 
	 Er umfasst die Gemarkung Wüstenhain
(2) Der Vetschauer Hauptfriedhof dient der Bestattung aller 
Personen, die bei ihrem Ableben den letzten Hauptwohnsitz 
in der Stadt Vetschau/Spreewald hatten.
(3) Personen, die bei Ihrem Ableben den letzten Hauptwohn-
sitz in einem Orts- oder Gemeindeteil der Stadt Vetschau/
Spreewald hatten, sind auf dem Friedhof des dem letzten 
Hauptwohnsitz entsprechenden Orts- oder Gemeindeteiles 
oder auf Antrag dem Hauptfriedhof in Vetschau zu bestatten.
Anderes gilt wenn:	
a)	� ein Nutzungsrecht an einem Grab auf dem anderen Fried-

hof besteht
b)	� der Verstorbene in einer Grabstättenart nach § 15 bestat-

tet/beigesetzt werden soll und diese auf dem Friedhof 
nicht angeboten werden kann.

c)	� Ehegatten, Lebenspartner, Eltern, Kinder oder Geschwis-
ter auf einem anderen Friedhof bestattet sind

(4) Die Friedhofsverwaltung kann über die in Absatz 2 gere-
gelten Fälle Ausnahmen zulassen.

§ 4 
Verwaltung

(1) Die Verwaltung der Friedhöfe obliegt der Stadtverwaltung 
der Stadt Vetschau/Spreewald.
(2) Die Stadtverwaltung ist für eine ordnungsgemäße Be-
wirtschaftung und Nutzung der Friedhofsflächen verantwort-
lich. Sie richtet Gräberfelder mit allgemeinen und besonde-
ren Gestaltungsvorschriften ein.
(3) Die Stadtverwaltung führt zur Sicherung des ordnungs-
gemäßen Betriebes die nachfolgenden Unterlagen:
Plan der Friedhöfe
Belegungspläne für alle Gräberfelder
Datenträger (wie Kartei oder elektronische Datenerfassung) 
mit folgenden Angaben:
Angabe zum Gräberfeld/Abteilung, Reihe, Grabnummer,
Name und Daten des Verstorbenen,
Name und Anschrift des Nutzungsberechtigten/Inhaber der 
Grabkarte,
die Termine zum Erwerb und Ablauf des Nutzungsrechtes/
Ruhezeit
(4) Die Friedhofsverwaltung kann über die in Absatz 2 ge-
regelten Fälle Ausnahmen zulassen. Im Zusammenhang mit 
allen Tätigkeiten der Friedhofsverwaltung dürfen personen-
bezogene Daten erhoben, verarbeitet, gespeichert und ge-
nutzt werden. Eine Datenübermittlung an sonstige Stellen 
und Personen ist zulässig, wenn
a)	 es zur Erfüllung des Friedhofszwecks erforderlich ist,
b)	� die Datenempfänger der Stellen oder Personen ein be-

rechtigtes Interesse an der Kenntnis der zu übermitteln-
den Daten glaubhaft darlegen und die betroffenen Per-
sonen kein schutzwürdiges Interesse an dem Ausschluss 
der Übermittlung haben.

§ 5 
Begriffsbestimmungen

(1) Verstorbener ist jeder Mensch, der gelebt hat. Verstorbe-
ner ist auch ein fehlgeborenes oder totgeborenes Kind.
(2) Eine Bestattung ist sowohl als Erd- als auch Feuerbestat-
tung möglich. Bei der Erdbestattung wird der Verstorbene 
in der Erde versenkt und die Grabstätte verfüllt. Damit ist 

die Erdbestattung beendet. Bei der Feuerbestattung wird der 
Verstorbene eingeäschert und die in einer Urne verschlos-
senen Aschenreste in der Regel der Erde übergeben. Beiset-
zung bedeutet, die in einer Urne verschlossenen Aschenres-
te in der Regel der Erde zu übergeben. Mit der Beisetzung ist 
die Feuerbestattung abgeschlossen.
(3) Umbettung ist das Entfernen eines Verstorbenen oder ei-
ner Urne aus einer Grabstätte und eine Erdbestattung oder 
Beisetzung in eine andere Grabstätte sowie die damit ver-
bundene Tätigkeit.
(4) Friedhöfe sind für die Bestattung und Beisetzung speziell 
gestaltete und gewidmete Orte.
(5) Die Friedhofssatzung ist eine örtliche gesetzliche Festle-
gung zur Benutzung und Verwaltung eines Friedhofs.
(6) Grabmale sind gestaltete Male auf einem Grab.
(7) Ein Grab ist eine besondere Fläche im Friedhof die zu 
Bestattungs- und/oder Beisetzungszwecken genutzt werden 
kann. Es kann aus mehreren Stellen bestehen.
(8) Reihengräber sind Grabstätten, die der Reihe nach belegt 
und im Todesfall für die Dauer der Ruhezeit der zu Erdbestat-
tenden oder der Beizusetzenden zugeteilt werden. Die Rei-
henfolge der Erdbestattungen oder Beisetzungen wird von 
Amts wegen bestimmt. Der Antragsteller der Erdbestattung 
oder Beisetzung wird Inhaber der Grabkarte und erhält ein 
Verfügungsrecht an der Grabstätte. Das Verfügungsrecht ent-
steht mit der Bestattung oder Urnenbeisetzung und endet 
mit Ablauf der Ruhezeit. Die Verlängerung des Verfügungs-
rechtes einer Reihengrabstätte ist nicht möglich.
(9) Die Ruhezeit ist die Zeitspanne, innerhalb derer eine Lei-
che/Asche im Boden vergeht. Innerhalb dieser darf die Grab-
stelle nicht erneut belegt werden.
(10) Ein Wahlgrab ist eine Grabstätte, an der auf Antrag einer 
natürlichen Person ein Nutzungsrecht eingeräumt wird.
(11) Nutzungsberechtigter ist der Inhaber eines Nutzungs-
rechtes an einem Wahlgrab. Dieser bestimmt über die Nut-
zung des Grabes, er hat ein Recht auf Verlängerung der Nut-
zungszeit erworben.
(12) Nutzungsvertrag ist ein Formular zur Regelung von 
Rechten und Pflichten zwischen dem Friedhofsträger und 
dem Nutzungsberechtigten eines Wahlgrabes. Dieser wird in 
Form einer Urkunde festgehalten.

§ 6 
Schließung und Aufhebung

(1) Friedhöfe und Friedhofsteile können aus wichtigem öf-
fentlichem Grund für weitere Bestattungen/Beisetzungen 
gesperrt (Schließung) oder einer anderen Verwendung zuge-
führt (Aufhebung) werden.
(2) Durch die Schließung wird die Möglichkeit weiterer Be-
stattungen/Beisetzungen ausgeschlossen. Soweit durch 
Schließung das Recht auf weitere Bestattungen/Beisetzun-
gen in Wahlgräber erlischt, wird dem Nutzungsberechtigten 
für die restliche Nutzungszeit bei Eintritt eines weiteren Be-
stattungs-/Beisetzungsfalles auf Antrag ein anderes Wahl-
grab zur Verfügung gestellt. Außerdem kann er die Um-
bettung bereits bestatteter Leichen/Umbettung von Urnen 
innerhalb der Ruhezeit verlangen.
(3) Durch die Aufhebung geht die Eigenschaft des Friedhofs 
als Ruhestätte der Toten verloren. Die in Reihengräbern Be-
statteten/Beigesetzten werden, falls die Ruhezeit noch nicht 
abgelaufen ist, die in Wahlgräbern Bestatteten/Beigesetzten, 
falls die Nutzungszeit noch nicht abgelaufen ist, auf Kosten 
des Friedhofsträgers in andere Gräber umgebettet.
(4) Schließung oder Aufhebung werden öffentlich bekannt 
gegeben. Der Nutzungsberechtigte eines Wahlgrabes erhält 
außerdem einen schriftlichen Bescheid, wenn sein Aufenthalt 
bekannt oder ohne besonderen Aufwand zu ermitteln ist.
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§ 9 
Gewerbliche Betätigung auf dem Friedhof

(1) Bildhauer, Steinmetze, Gärtner, Bestatter und sonstige 
Gewerbetreibende haben die gewerbliche Tätigkeit auf den 
Friedhöfen der Stadt Vetschau/Spreewald der Friedhofsver-
waltung rechtzeitig vorher schriftlich anzuzeigen.
(2) Der Friedhofsverwaltung ist mit der Anzeige nachzuwei-
sen, dass der Gewerbetreibende einen für die Ausführung 
seiner Tätigkeiten ausreichenden Haftpflichtversicherungs-
schutz besitzt.
(3)  Tätig werden können nur solche Dienstleistungserbrin-
ger, die in fachlicher, betrieblicher und persönlicher Hinsicht 
zuverlässig sind.
(4) Dienstleistungserbringer und ihre Bediensteten müssen 
sich für ihre Arbeiten auf dem Friedhof ausweisen können. 
Dies betrifft sowohl Angaben zur Person als auch zum Na-
men und Sitz des Dienstleistungsunternehmens. Das Fried-
hofspersonal ist berechtigt, Kontrollen durchzuführen.
(5) Die Gewerbetreibenden und ihre Mitarbeiter haben die 
Friedhofssatzung und die dazu ergangenen Regelungen ein-
zuhalten und schriftlich anzuerkennen. Die Betriebsinhaber 
haften für alle Schäden, die sie oder ihre Bediensteten in Zu-
sammenhang mit ihrer gewerblichen Tätigkeit auf den Fried-
höfen schuldhaft (fahrlässig oder vorsätzlich) verursachen. 
Für die Benutzung der Friedhofseinrichtungen durch Gewer-
betreibende werden Benutzungsgebühren erhoben.
(6) Die Tätigkeiten der Gewerbetreibenden auf den Friedhö-
fen dürfen nur an Werktagen bis zwei Stunden vor Schlie-
ßung und an Samstagen bis 15.00 Uhr ausgeführt werden. In 
Ausnahmefällen und nach Absprache ist eine Verlängerung 
der Arbeitszeit möglich.
(7) Die für die Ausführung von Arbeiten erforderlichen Werk-
zeuge und Materialien dürfen auf den Friedhöfen nur vor-
übergehend und nur an den von der Friedhofsverwaltung 
genehmigten Stellen gelagert werden. Bei Beendigung der 
Arbeiten sind die Arbeits- und Lagerplätze wieder in einen 
ordnungsgemäßen Zustand zu versetzen. Geräte dürfen 
nicht an oder in Wasserentnahmestellen oder Brunnen ge-
reinigt werden.
(8) Die Gewerbetreibenden sind verpflichtet, anfallenden 
Abraum, unbrauchbaren Boden, abgeräumte Grabmale, 
Grabeinfassungen, Grabmalfundamente und andere unver-
rottbare Abfälle außerhalb des Friedhofs auf eigene Kosten 
zu entsorgen.
(9) Den Gewerbetreibenden ist nur das Befahren der Haupt-
wege mit geeigneten Fahrzeugen (bis 3,5 t Gesamtgewicht) 
gestattet. Die Wege und Anlagen dürfen dadurch nicht be-
schädigt werden. In begründeten Ausnahmefällen ist eine 
Abstimmung mit der Friedhofsverwaltung erforderlich.
(10) Zur Ein- und Ausfahrt dürfen nur die von der Friedhofs-
verwaltung bestimmten Einfahrten benutzt werden. Fahr-
zeuge dürfen nur während der Öffnungszeiten und nur dort 
abgestellt werden, wo sie zum Zwecke der Ausübung ihrer 
Tätigkeit erforderlich sind und die Benutzung der Friedhofs-
wege nicht behindern. Das Abstellen von Fahrzeugen für 
Werbezwecke ist untersagt.
(11) Mit Grabmalen und Grabbepflanzungen darf nicht ge-
worben werden. Grabmale dürfen daher nicht mit Firmenan-
schriften versehen werden. Firmennamen bis zu einer Größe 
von drei Zentimetern sind jedoch an der Seite oder Rückseite 
der Grabsteine unten als Aufkleber oder eingehauene Buch-
staben zulässig. Steckschilder zur Grabkennzeichnung für 
die Grabpflege mit voller Firmenanschrift der Friedhofsgärt-
ner sind nicht zulässig.
(12) Die Friedhofsverwaltung kann die Tätigkeit der Gewer-
betreibenden, die trotz schriftlicher Mahnung gegen die 

(5) Umbettungstermine werden einen Monat vorher öffent-
lich bekannt gemacht. Gleichzeitig sind sie bei Reihengrä-
bern dem Inhaber der Grabkarte, bei Wahlgräbern dem Nut-
zungsberechtigten mitzuteilen.
(6) Ersatzgräber werden von der Stadtverwaltung auf ihre 
Kosten in ähnlicher Weise wie die Gräber auf den entwid-
meten oder außer Dienst gestellten Friedhof/Friedhofsteilen 
hergerichtet. Die Ersatzwahlgräber werden Gegenstand des 
Nutzungsrechtes.

II. Ordnungsvorschriften

§ 7 
Öffnungszeiten

(1) Die Friedhöfe sind für Besucher geöffnet:
April - September 	 7.00 - 21.00 Uhr
Oktober - März 		  8.00 - 17.00 Uhr
Die Öffnungszeiten werden an den Eingängen bekannt ge-
geben.
(2) Die Friedhofsverwaltung kann aus besonderem Anlass 
das Betreten der Friedhöfe oder einzelner Friedhofsteile vor-
übergehend untersagen.

§ 8 
Verhalten auf dem Friedhof

(1) Jeder hat sich auf den Friedhöfen der Würde des Ortes 
entsprechend zu verhalten. Die Anordnungen der mit der 
Aufsicht betrauten Personen sind zu befolgen. Die Friedhofs-
verwaltung hat das Hausrecht.
(2) Kinder unter 10 Jahren dürfen die Friedhöfe nur in Beglei-
tung Erwachsener und unter deren Verantwortung betreten.
(3) Auf den Friedhöfen ist nicht gestattet:	
a)	� das Befahren der Wege mit Fahrzeugen aller Art, einschl. 

Fahrräder, soweit nicht eine besondere Erlaubnis hierzu 
erteilt ist, ausgenommen sind Kinderwagen, Rollstühle, 
sowie Fahrzeuge der Stadtverwaltung

b)	 der Verkauf von Waren aller Art, auch Blumen und Kränze
c)	� das Verteilen von Druckschriften, die Durchführung von 

Sammlungen und das Anbieten gewerblicher Dienste 
oder diesbezüglich zu werben

d)	� an Sonn- und Feiertagen und in der Nähe einer Bestat-
tung/Beisetzung störende Arbeiten auszuführen

e)	� den Friedhof und seine Einrichtungen, Anlagen und Grä-
ber zu verunreinigen oder zu beschädigen, sowie Gräber 
unberechtigt zu betreten

f)	� Abraum und Abfälle außerhalb der dafür bestimmten 
Stellen abzulagern oder ungetrennt zu entsorgen, die Ab-
fallgefäße mit mitgebrachten Haus- und Gartenabfällen 
zu befüllen.

g)	� Wasserentnahmestellen zu verunreinigen
h)	� zu spielen, zu lärmen und Musikwiedergabegeräte au-

ßerhalb von Trauerfeiern zu betreiben
i)	� ohne Zustimmung der Friedhofsverwaltung gewerbsmä-

ßig zu fotografieren und zu filmen
j)	� Kunststoffeinfassungen aller Art und Kunststoffe sowie 

nicht verrottbare Werkstoffe in Bindereiartikeln zu ver-
wenden; ausgenommen sind Grablichter und Grabvasen

k)	� sich auf dem Friedhof in einem erkennbaren Rauschzu-
stand, hervorgerufen durch Alkohol oder andere berau-
schende Mittel, aufzuhalten

l)	� Tiere mitzubringen, ausgenommen Blindenführhunde
(4) Die Friedhofsverwaltung kann Ausnahmen zulassen, so-
weit sie mit dem Zweck des Friedhofs und der Ordnung auf 
ihm vereinbar sind.
(5) Totengedenkfeiern und andere nicht mit einer Bestattung/
Beisetzung zusammenhängende Veranstaltungen bedürfen 
der Zustimmung der Friedhofsverwaltung, sie sind spätes-
tens 1 Woche vorher schriftlich anzumelden
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Metalleinsätze, die luftdicht verschlossen sein müssen und 
aus zwingenden Gründen erforderlich sind. Die Kleidung der 
Verstorbenen darf nur aus verrottbaren Textilien bestehen.
(3) Die Särge dürfen folgende Maße nicht überschreiten:
- für Kinder bis 10 Jahre: 1,60 m lang, 0,60 m hoch, 

0,50 m breit
- für Personen über 10 Jahre: 2,05 m lang, 0,80 m hoch, 

maximal 0,80 m breit

Sind in begründeten Ausnahmefällen größere Särge erfor-
derlich, ist die Zustimmung der Friedhofsverwaltung bei der 
Anmeldung der Bestattung einzuholen.
(4) Urnen einschließlich Schmuckurnen dürfen höchstens  
30 cm hoch und im Durchmesser 25 cm breit sein.
(5) Bei Erdbestattungen sind Särge zu verwenden. Hiervon 
können im Einzelfall aus wichtigen Gründen, insbesondere 
aus ethischen und religiösen Gründen, Ausnahmen durch 
die Ordnungsbehörde zugelassen werden, sofern öffentliche 
Belange dem nicht entgegenstehen. Bei Bestattungen ohne 
Sarg kann der Bestattungspflichtige mit Zustimmung der 
Friedhofsverwaltung das Bestattungspersonal stellen. Die 
hierbei anfallenden Mehrkosten sind vom Bestattungspflich-
tigen zu tragen.
(6) Särge, Urnen und Totenbekleidung, die nicht dieser Sat-
zung entsprechen, können von der Friedhofsverwaltung zu-
rückgewiesen werden.

§ 12 
Ausheben der Gräber

(1) Die Gräber werden im Auftrag der Friedhofsverwaltung 
ausgehoben und wieder verfüllt.
(2) Die Tiefe der einzelnen Gräber beträgt von der Erdoberflä-
che (ohne Hügel) bis zur Oberkante des Sarges mindestens 
0,90 m bis zur Oberkante der Urne mindestens 0,50 m.
(3) Die Gräber für Erdbestattungen müssen voneinander 
durch mindestens 0,30 m starke Erdwände getrennt sein.
(4) Vor dem Ausheben des Grabes hat der Nutzungsberech-
tigte in Abstimmung mit der Friedhofsverwaltung das Grab-
zubehör und eine vorhandene Bepflanzung zu entfernen. So-
fern beim Ausheben der Grabstelle Fundamente, Grabmale 
oder Einfassungen entfernt werden müssen, ist dies vom 
Nutzungsberechtigten zu veranlassen. Das gilt auch für die 
ordnungsgemäße Wiederinstandsetzung.

§ 13 
Ruhezeit

(1) Die Ruhezeit ist der Zeitraum, der als Mindestfrist das Ver-
gehen der menschlichen Überreste bei Erdbestattungen und 
Urnenbeisetzungen gewährleistet.
(2) Die Ruhezeit beträgt bei:
Erdbestattungen auf allen Friedhöfen			 
	 -	 für Kinder bis zum 10. Lebensjahr	� 20 Jahre
	 -	 für Personen über 10 Jahre	�  25 Jahre
Urnenbeisetzungen auf allen Friedhöfen� 20 Jahre
(3) Opfer von Krieg und Gewaltherrschaft haben gemäß dem 
Gräbergesetz in der Fassung vom 16.01.2012 (BGBl. I S. 98 ff.) 
dauerndes Ruherecht.

§ 14 
Umbettungen

(1) Die Ruhe der Toten darf grundsätzlich nicht gestört wer-
den.
(2) Umbettungen von Leichen und Aschen bedürfen, unbe-
schadet der sonstigen gesetzlichen Vorschriften, der vorheri-
gen Zustimmung der Friedhofsverwaltung. Die Zustimmung 
kann nur bei Vorliegen eines wichtigen Grundes erteilt wer-
den, bei Umbettungen innerhalb des Friedhofs im ersten 

Vorschriften dieser Satzung verstoßen oder bei denen die 
Voraussetzungen des Abs. 2 ganz oder teilweise nicht mehr 
gegeben sind, vorübergehend auf Zeit oder auf Dauer un-
tersagen. Bei einem schwerwiegenden Verstoß ist die Mah-
nung entbehrlich.
(13) Dienstleistungserbringer, die im Rahmen des Grab-
malgenehmigungsverfahrens nach § 29 für unvollständige 
oder nicht den Regeln der Steinmetzinnung entsprechende 
Entwürfe, Zeichnungen und Angaben verantwortlich sind, 
können von der Friedhofsverwaltung als unzuverlässig ein-
gestuft werden. Satz 1 gilt entsprechend, wenn sich Dienst-
leistungserbringer bei der Errichtung von Grabanlagen ohne 
Grund nicht an die im Grabmalgenehmigungsverfahren ge-
machten Angaben halten.
(14) Für die Durchführung von Verwaltungsverfahren nach 
Abs. 1 gelten die Bestimmungen des Brandenburger Verwal-
tungsverfahrensgesetzes zum Verfahren über die einheitliche 
Stelle (§§ 71a bis 71e VwVfGBbg). § 42 Verwaltungsverfah-
rensgesetz in Verbindung mit § 1 Verwaltungsverfahrensge-
setz für das Land Brandenburg findet für die Genehmigun-
gen nach § 7 dieser Satzung Anwendung.

III. Allgemeine Bestattungsvorschriften

§ 10 
Anzeigepflicht und Bestattungszeit

(1) Jedes Ansinnen auf Bestattung/Beisetzung ist unverzüg-
lich nach der Beurkundung des Sterbefalls der Friedhofsver-
waltung anzumelden. Der Anmeldung sind die erforderlichen 
Unterlagen und die Sterbefallbescheinigung beizufügen.
(2) Wird eine Bestattung/Beisetzung in einem vorhandenem 
Wahlgrab beantragt, ist auch das Nutzungsrecht nachzuwei-
sen.
(3) Soll eine Urnenbeisetzung erfolgen, so ist eine Bescheini-
gung über die Einäscherung vorzulegen.
(4) Die Friedhofsverwaltung setzt Ort und Zeit der Bestat-
tung/Beisetzung in Abstimmung mit den Angehörigen und 
gegebenenfalls der zuständigen Religions- oder Weltan-
schauungsgemeinschaft, der der Verstorbene angehörte, 
fest. Die Bestattungen/Beisetzungen erfolgen an Werktagen 
in der Zeit von 9 - 15.30 Uhr, an Samstagen 9 - 13.00 Uhr. 
Folgen zwei Feiertage aufeinander, so kann die Bestattung 
auch am zweiten Feiertag stattfinden.
(5) Erdbestattungen sind grundsätzlich innerhalb von  
10 Tagen, aber nicht vor Ablauf von 48 Stunden nach Eintritt 
des Todes durchzuführen. Aschen müssen grundsätzlich in-
nerhalb von 6 Monaten nach der Einäscherung beigesetzt 
werden, andernfalls werden sie auf Kosten des Bestattungs-
pflichtigen von Amts wegen in einem Urnenreihengrab bei-
gesetzt.

§ 11 
Särge/Urnen

(1) Särge, Urnen und Überurnen und alle in den Boden ver-
brachten Teile müssen aus solchen Materialien beschaffen 
sein, dass die chemische, physikalische oder biologische 
Beschaffenheit des Bodens oder des Grundwassers nicht 
nachteilig verändert wird und die in einem der Ruhefrist an-
gemessenen Zeitraum ohne Rückstände vergehen.
(2) Die Särge müssen festgefügt und so abgedichtet sein, 
dass jedes Durchsickern von Feuchtigkeit ausgeschlossen ist. 
Särge, Sargausstattungen und -beigaben, Sargabdichtungen 
und Überurnen müssen zur Vermeidung von Umweltbelas-
tungen aus leicht verrottbaren Werkstoffen hergestellt sein. 
Sie dürfen keine PVC-, PCP-, formaldehydabspaltende, nitro-
zellulosehaltige oder sonstige umweltgefährdende Lacke 
und Zusätze enthalten. Ausnahmen bilden Metallsärge und 
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(7) Der Inhaber der Grabkarte/des Nutzungsrechtes hat jede 
Anschriftenänderung umgehend der Friedhofsverwaltung 
mitzuteilen. Die Friedhofsverwaltung haftet nicht für Schä-
den, die sich aus den Versäumnissen dieser Mitteilung er-
geben.
(8) Auf allen Friedhöfen der Stadt Vetschau werden Grab-
felder als Rasengrabfelder vorgehalten. Bei dieser Grabart 
wird die Grabfläche vor der Beisetzung von Urnen durch die 
Friedhofsverwaltung mit einer einheitlichen Einfassung ein-
gefasst, bei Belegung mit einem Sarg nach der erfolgten Be-
stattung. Die Grabbeetflächen werden als Rasenfläche ange-
legt und durch die Friedhofsverwaltung gemäht. Zusätzliche 
Einfassungen sind nicht erlaubt. Anstelle der Rasenmahd 
durch die Friedhofsverwaltung kann die Grabbeetfläche auf 
Wunsch auch von den Angehörigen oder einem beauftrag-
ten Gärtner bepflanzt werden.

§ 16 
Reihengräber

(1) Reihengräber werden der Reihe nach belegt und im To-
desfall für die Dauer der Ruhezeit des zu Bestattenden/Beizu-
setzenden vergeben. Über die Abgabe wird eine Grabkarte 
ausgestellt.
(2) Es werden eingerichtet:
Reihengräber für Erdbestattungen Personen bis 10 Jahre
Reihengräber für Erdbestattungen Personen über 10 Jahre
Reihengräber für Erdbestattungen im Rasen
Reihengräber für Urnenbeisetzungen
Reihengräber für Urnenbeisetzungen im Rasen
Urnengemeinschaftsgräber (nur Hauptfriedhof Vetschau)
(3) Die Grabbeetgröße beträgt:
- für ein Erdbestattungsreihengrab 

Personen bis 10 Jahre 1,00 m x 0,50 m
- für ein Erdbestattungsreihengrab 1,80 m x 0,80 m
- für ein Erdbestattungsreihengrab

im Rasen 1,60 m x 0,60 m
- für ein Urnenreihengrab 1,00 m x 1,00 m
- für historische und bestehende nachgenutzte Gräber nach 

den vorhandenen Maßen gemäß Belegungsplan

(4) In einem Erdbestattungsreihengrab darf nur eine Leiche 
bestattet werden. In einem Urnenreihengrab darf nur eine 
Urne beigesetzt werden. Es ist jedoch zulässig, in einem Rei-
hengrab für Erdbestattungen die Leichen eines Kindes unter 
einem Jahr und eines Familienangehörigen in einem Sarg 
zu bestatten.
(5) Das Abräumen von Reihengräberfeldern oder Teilen nach 
Ablauf der Ruhezeiten ist 3 Monate vorher öffentlich und 
durch ein Hinweisschild auf dem betreffenden Gräberfeld 
bekannt zumachen.

§ 17 
Wahlgräber

(1) Es werden eingerichtet:
Wahlgräber für Erdbestattungen ein-, zwei- und mehrstellig
Wahlgräber für Erdbestattungen im Rasen einstellig
Urnenwahlgräber
Urnenwahlgräber im Rasen
Urnenwahlgräber im Rasen mit besonderen Gestaltungsvor-
schriften
(nur Hauptfriedhof Vetschau)
(2) Die Grabbeetgröße beträgt:
-	 für ein Erdbestattungswahlgrab einstellig� 1,80 x 0,80 m
-	 für ein Erdbestattungswahlgrab zweistellig� 1,80 x 2,00 m
-	 für ein Erdbestattungswahlgrab im Rasen� 1,60 x 0,60 m
-	 für ein Urnenwahlgrab bis 4 Urnen� 1,20 x 1,20 m

Jahr der Ruhezeit nur bei Vorliegen eines dringenden öffent-
lichen Interesses. Umbettungen aus einem Reihengrab in ein 
anderes Reihengrab sind nicht zulässig (§ 6 Abs. 2 und Abs. 3 
bleiben unberührt).
(3) Alle Umbettungen erfolgen nur auf Antrag. Antragsbe-
rechtigt ist der Nutzungsberechtigte/Inhaber der Grabkarte.
(4) Alle Umbettungen werden von der Friedhofsverwaltung 
oder im Auftrag der Friedhofsverwaltung durchgeführt. Die 
Friedhofsverwaltung bestimmt den Zeitpunkt der Umbet-
tung.
(5) Die Kosten der Umbettung und den Ersatz von Schäden, 
die an benachbarten Gräbern und Anlagen durch eine Um-
bettung entstehen, hat der Antragsteller zu tragen.
(6) Der Ablauf der Ruhezeit und der Nutzungszeit wird durch 
eine Umbettung nicht unterbrochen oder gehemmt.
(7) Leichen und Aschen dürfen zu anderen als zu Umbet-
tungszwecken nur aufgrund behördlicher oder richterlicher 
Anordnung ausgegraben werden.
(8) Umbettungen aus und innerhalb von Urnengemein-
schaftsgräbern sind nicht zulässig.
(9) Das selbständige Aufgraben von Grabstätten und Entneh-
men von Urnen ist untersagt und wird strafrechtlich geahn-
det.

IV. Gräber

§ 15 
Arten der Gräber

(1) Die Gräber bleiben Eigentum des Friedhofsträgers. An ih-
nen können Rechte nur nach dieser Satzung erworben werden.
(2) Die Gräber werden unterschieden in:
a) Reihengräber	
	 -	 Erdbestattungsreihengräber
	 -	 Urnenreihengräber
	 -	 Erdbestattungsreihengräber im Rasen
	 -	 Urnengemeinschaftsgrab
b) Wahlgräber		
	 -	 Erdbestattungswahlgräber
	 -	 Erdbestattungswahlgräber im Rasen
	 -	 Urnenwahlgräber
	 -	 Urnenwahlgräber im Rasen
	 -	� Urnenwahlgräber im Rasen mit besonderen Gestal-

tungsvorschriften
c) Ehrengrabstätten	
(3) Es besteht kein Anspruch auf Erwerb des Nutzungsrech-
tes an einem der Lage nach bestimmten Wahlgrab oder auf 
Unveränderlichkeit der Umgebung.
(4) Die Friedhofsverwaltung ist verpflichtet, bei Zuweisung 
von Reihengräbern oder Vergabe von Nutzungsrechten an 
Wahlgräbern, den zukünftigen Inhaber der Grabkarte/Nut-
zungsberechtigten über alle sich aus dieser Friedhofssat-
zung ergebenden Rechte und Pflichten an den Gräbern zu 
informieren. Mit der Unterzeichnung des Nachweises über 
die Grab- oder Bestattungsstätte erkennt der Nutzungsbe-
rechtigte oder die für die Bestattung verantwortliche Person 
alle sich aus der Friedhofssatzung ergebenden Rechte und 
Pflichten an.
(5) Die Zuweisung von Reihengräbern erfolgt nur bei Eintritt 
eines Sterbefalles. Das Nutzungsrecht an Wahlgräbern kann 
die Friedhofsverwaltung auch im Voraus vergeben, sofern 
die Flächenbelegungsplanung des Friedhofs eine Vorabver-
gabe von Nutzungsrechten zulässt.
(6) Die Friedhofsverwaltung legt Grabfelder mit Reihen- und 
Wahlgrabstätten für Erdbestattungen und Urnenbeisetzun-
gen an. Die einzelnen Grabfelder werden in einem Bele-
gungsplan ausgewiesen, der bei der Friedhofsverwaltung 
eingesehen werden kann und von ihr fortgeschrieben wird.
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§ 18 
Urnengemeinschaftsgräber

(1) Die Urnengemeinschaftsgräber dienen der Beisetzung 
von Urnen mit oder ohne Nennung von Namen und Daten 
der Verstorbenen am Namensträger. Der Namensträger und 
die Grabbepflanzung werden durch die Friedhofsverwaltung 
erstellt und unterhalten. Grabschmuck ist nur in Form von 
Blumensträußen gestattet. Diese dürfen nur an der dafür 
vorgesehenen Stelle abgelegt werden.

§ 19 
Ehrengräber

(1) Ehrengräber werden nur als Wahlgräber (Erdbestattungs- 
oder Urnenwahlgräber) vergeben. Sie werden als Einzelgrä-
ber angelegt.
(2) Die Zuerkennung, Anlage und Unterhaltung von Ehren-
gräbern obliegt ausschließlich der Friedhofsverwaltung der 
Stadt Vetschau/Spreewald.

§ 20 
Kriegsgräber

(1) Die Rechte und Pflichten richten sich nach dem Gesetz 
über die Erhaltung der Gräber der Opfer von Krieg und Ge-
waltherrschaft (Gräbergesetz vom 01.07.1965)

V. Gestaltung der Gräber

§ 21 
Wahlmöglichkeiten

(1) Auf den Friedhöfen der Stadt Vetschau/Spreewald wer-
den Gräberfelder/Teilfelder mit allgemeinen Gestaltungsvor-
schriften für Erdbestattungs- und Urnengräber und auf dem 
Hauptfriedhof Vetschau/Spreewald Gräberfelder auch mit 
besonderen Gestaltungsvorschriften eingerichtet.
(2) Es besteht die Möglichkeit, ein Grab in einem Gräberfeld/
Teilfeld mit allgemeinen oder besonderen Gestaltungsvor-
schriften zu wählen. Die Friedhofsverwaltung hat auf diese 
Wahlmöglichkeit hinzuweisen. Wird von dieser Wahlmög-
lichkeit nicht bei der Anmeldung der Beisetzung Gebrauch 
gemacht, erfolgt die Beisetzung in einem Gräberfeld/Teilfeld 
mit allgemeinen Gestaltungsvorschriften.
(3) Die Abteilungen mit besonderen Gestaltungsvorschriften 
werden in den Belegungsplänen festgelegt. Ein diese Fest-
legungen zusammenfassender Übersichtsplan, kann in der 
Friedhofsverwaltung eingesehen werden. Die Verwaltung 
wird ermächtigt, die Pläne fortzuschreiben. Sie hat bei der 
Planung von Grabfeldern zu berücksichtigen, dass in ausrei-
chendem Umfang Grabfelder mit allgemeinen Gestaltungs-
vorschriften zur Verfügung stehen.

§ 22 
Gräberfelder mit allgemeinen  

Gestaltungsvorschriften

(1) Jedes Grab ist unbeschadet der Anforderungen für Grä-
berfelder/Teilfelder mit besonderen Gestaltungsvorschriften 
so zu gestalten und so an die Umgebung anzupassen, dass 
die Würde des Friedhofs, der Friedhofszweck und der Zweck 
dieser Satzung in seinen einzelnen Teilen und in seiner Ge-
samtheit gewahrt wird. Grabstätten sind während der ge-
samten Ruhe-/Nutzungszeit ordnungsgemäß zu pflegen und 
verkehrssicher instand zu halten.

Gräberfeld mit besonderen Gestaltungsvorschriften
-	 für ein Urnenwahlgrab bis 4 Urnen� 1,20 x 1,20 m
-	� für historische und bestehende nachgenutzte Gräber nach 

den vorhandenen Maßen gemäß Belegungsplan	
(3) Bei der Verleihung des Nutzungsrechtes an einem Wahl-
grab hat der Erwerber für den Fall seines Ablebens aus dem 
in Absatz 3 genannten Personenkreis seinen Nachfolger im 
Nutzungsrecht zu bestimmen und ihm das Nutzungsrecht 
durch schriftlichen Vertrag zu übertragen. Wird bis zu sei-
nem Ableben keine derartige Regelung getroffen, geht das 
Nutzungsrecht in nachstehender Reihenfolge auf die Ange-
hörigen des verstorbenen Nutzungsberechtigten mit deren 
Zustimmung über:
a)	 auf den überlebenden Ehegatten,
b)	 auf den Partner einer eingetragenen Lebensgemeinschaft,
c)	� auf den Partner einer auf Dauer angelegten nichteheli-

chen Lebensgemeinschaft,
d)	 auf die Kinder,
e)	 auf die Stiefkinder,
f)	� auf die Enkel in der Reihenfolge der Berechtigung ihrer 

Väter oder Mütter,
g)	 auf die Eltern,
h)	 auf die (vollbürtigen) Geschwister,
i)	 auf die Stiefgeschwister,
j)	 auf die nicht unter a) -i) fallenden Erben.
(4) Kommen für die Bestattungspflicht nach Absatz 3 Nr. a  
bis h mehrere Personen in Betracht, so geht jeweils die ältere 
Person der jüngeren Person vor. Beauftragte gehen Angehö-
rigen vor.
(5) Jeder Rechtsnachfolger hat das Nutzungsrecht unverzüg-
lich nach Erwerb auf sich umschreiben zu lassen. Der Nut-
zungsberechtigte hat jede Änderung seiner Anschrift der 
Friedhofsverwaltung mitzuteilen. Im Falle der Unterlassung 
haftet die Friedhofsverwaltung nicht für den daraus entstan-
denen Schaden.
(6) Der jeweilige Nutzungsberechtigte hat im Rahmen der 
Friedhofssatzung und der dazu ergangenen Regelungen das 
Recht, im Wahlgrab bestattet/beigesetzt zu werden, bei Ein-
tritt eines Bestattungsfalles über andere Bestattungen/Bei-
setzungen und über die Art der Gestaltung und Pflege des 
Grabes zu entscheiden.
(7) Wird vorzeitig auf das Nutzungsrecht verzichtet, ist dieses 
schriftlich zu erklären. Ein Anspruch auf Rückerstattung ge-
zahlter Geldleistungen besteht nicht.
(8) Die Nutzungszeit für Erdbestattungswahlgräber und für 
Urnenwahlgräber beträgt 25 Jahre. Es wird eine Graburkun-
de ausgestellt. Eine Verlängerung der Nutzungszeit ist im 
Rahmen der Friedhofsplanung möglich.
(9) Je Stelle können bei einem Erdbestattungswahlgrab un-
ter Beachtung der Ruhezeit bis zu 2 Urnen beigesetzt werden.
(10) Das Ausmauern von Wahlgräbern, die Verwendung von 
unterirdischen Grabkammern, sowie das Neuanlegen von 
Grüften sind nicht gestattet.
(11) In Urnenwahlgräbern können bis zu vier Urnen unter Be-
achtung der Ruhezeit beigesetzt werden.
(12) Während der Nutzungszeit darf eine Bestattung/Beiset-
zung nur erfolgen, wenn die Ruhezeit die Nutzungszeit nicht 
überschreitet oder ein Nutzungsrecht mindestens für die Zeit 
bis zum Ablauf der Ruhezeit verlängert worden ist.
(13) Auf den Ablauf des Nutzungsvertrages wird der jeweili-
ge Nutzungsberechtigte 3 Monate vorher schriftlich, falls er 
nicht bekannt oder ohne besonderen Aufwand zu ermitteln 
ist, durch einen Hinweis für die Dauer von 3 Monaten auf 
dem Grab hingewiesen.
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-	 keine Verwendung von Kunststoff
-	� keine Verwendung von Lichtbildern und bildlichen Gra-

vuren
-	� liegende Grabmale dürfen in ihrer Größe 1/2 der Grab-

beetgröße nicht überschreiten
-	 keine Anwendung erhabener Schriften im Kasten
-	� die Grabmale müssen allseitig gleichwertig bearbeitet 

sein
-	 asymmetrische Grabmalformen sind nicht zugelassen
-	� bei Hartgesteinen sind Politur und Feinschliff nur zulässig 

als gestalterisches Element für Schriften, Ornamente und 
Symbole

-	� die Grabmale dürfen keinen sichtbaren Sockel haben, lie-
gende Grabmale sind massiv und ohne sichtbare Stütze 
herzustellen.

-	� das Auslegen von Schrift mit Gold und Silber ist nicht ge-
stattet

-	� für Inschriften ist die Großbuchstabenschrift vorgeschrie-
ben (Ausnahmen nur bei inhaltlicher Begründung), auf-
gesetzte Metallbuchstaben sind nicht zugelassen

-	� das Setzen von zusätzlichen Einfassungen ist nicht ge-
stattet

-	� Flächen für Zweitschriften bei erhabener Schrift sind in 
gleicher Art wie die zurückgesetzte Fläche zu arbeiten.

(5) Abmessungen
maxi-
males 
Raummaß

Mindest-
dicke

größte
Breite =
maximale
Breite

größte
Höhe

Mindest-
stärke

m³ m m m
-------------------------------------------------------------------------------------
Steingrabmale 0,07 0,15 0,40 1,20

Kreuzförmige Grabmale können die Breite überschreiten, 
wenn das vorgegebene Raummaß eingehalten wird
(6) Die Maßbegrenzungen gelten auch für Holz und Metall, 
ausgenommen die Mindeststärke. Breit gelagerte Steine 
sind nicht erlaubt.
(7) Die Mindestgröße liegender Grabmale beträgt 40 x  
40 cm, die Mindeststärke 15 cm.
(8) Für historische Grabstätten kann die Friedhofsverwaltung 
Ausnahmen zulassen.

§ 26 
Grabeinfassungen

(1) Grabeinfassungen sind in Gräberfeldern mit allgemeinen 
Gestaltungsvorschriften zulässig.
(2) Grabeinfassungen dürfen eine sichtbare Höhe von 15 cm 
nicht überschreiten.
(3) Die Größe der Grabeinfassung richtet sich nach der vorge-
gebenen Größe der Grabbeete in den einzelnen Teilfeldern.
(4) Grabeinfassungen sind genehmigungspflichtig.
(5) Grabeinfassungen in Gräberfeldern für Erdbestattungen 
und Urnenbeisetzungen im Rasen werden durch die Fried-
hofsverwaltung angelegt. Zusätzliche Einfassungen sind 
nicht erlaubt.

§ 27 
Genehmigungserfordernis

(1) Die Errichtung und jede Veränderung von Grabmalen und 
baulichen Anlagen bedarf der vorherigen schriftlichen Ge-
nehmigung der Friedhofsverwaltung. Der Antragsteller hat 
bei Reihengräbern die Grabkarte, bei Wahlgräbern das Nut-
zungsrecht nachzuweisen.
(2) Für die Beantragung ist das Formblatt Genehmigungsan-
trag zur Aufstellung eines Grabmales zu verwenden.

§ 23 
Gräberfelder mit besonderen  

Gestaltungsvorschriften
(1) Um auf dem Friedhof eine würdige Totenehrung in einem 
gestalteten Freiraum (Gräberfeld/Teilfeld) zu erhalten und zu 
gewährleisten, werden durch die Friedhofsverwaltung Ge-
staltungsregeln für die Anlage und Ausgestaltung der Grab-
male sowie der Gestaltung des Grabbeetes für festgelegte 
Bereiche aufgestellt und im Lageplan vermerkt.
(2) Diese Gestaltungsregeln können umfassen:
- �das Grabmal (Größe, Form, Material, Bearbeitung, Gestal-

tung)
- die sonstigen baulichen Anlagen (Einfassungen)
- die Anlage des Grabbeetes

VI. Grabmale und bauliche Anlagen

§ 24 
Gräberfelder mit allgemeinen  

Gestaltungsvorschriften
(1) Auf allen Gräbern können Grabmale errichtet werden. 
Diese müssen der Würde des Ortes entsprechen. Eine Ver-
pflichtung zum Errichten eines Grabmales besteht nicht.
(2) Grabmale und sonstige bauliche Anlagen sind stand- und 
verkehrssicher zu errichten; sie müssen wetterfest sein. Um 
eine Eigenstandfestigkeit sicherzustellen, wird die Mindest-
stärke für stehende Steingrabmale festgelegt:
Grabmalhöhe		  Mindeststärke
bis 0,80 m		  0,12 m
ab 0,80 m bis 1,00 m	 0,14 m
ab 1,01 m bis 1,50 m	 0,16 m
ab 1,51 m		  0,18 m
Die Grabmalhöhe wird jeweils ab Unterkante eines Grabmals 
(ohne Fundament und Sockel) gemessen. Bei Ausnahmen 
von der Mindeststärke ist der Nachweis der Eigenstandfes-
tigkeit zu führen. Die Ausnahmeentscheidung trifft die Fried-
hofsverwaltung in Ausübung pflichtgemäßen Ermessens.
(3) Um den ausgewogenen Sauerstoff- und Wasserhaushalt 
in den Grabstätten nicht zu gefährden, darf im Falle von Erd-
bestattungen nicht mehr als ein Viertel und bei Urnenbeiset-
zungen nicht mehr als ein Drittel der Grabfläche durch Stein 
oder andere luft- oder wasserundurchlässigen Materialien 
abgedeckt werden.
(4) Schutzhüllen und Verkleidungen an Grabmalen sind nicht 
gestattet.

§ 25 
Gräberfelder mit besonderen  

Gestaltungsvorschriften
(1) Durch die Gestaltungsvorschriften soll ein harmonisches, 
ruheausstrahlendes Gesamtbild bei den Grabmalen und 
Grabbepflanzung eines Gräberfeldes erreicht werden.
(2) Die Gestaltungsvorschriften stellen Rahmenbedingungen 
für das einzelne Grabmal dar, die eine personenbezogene in-
dividuelle Grabmalgestaltung zulassen und fördern.
(3) Um dies zu erreichen, werden solche Materialien, Bear-
beitungen, Formen und Gestaltungen, die keine inhaltliche 
Begründung besitzen bzw. den Gräberfeldeindruck gestalte-
risch beeinträchtigen nicht zugelassen.
(4) Folgende Vorschriften sind einzuhalten:
-	� keine Verwendung von tiefschwarzem und grellweißem 

Gestein
-	 keine Aufstellung von Findlingen in Gräberfeldern
-	 keine Farbanstriche an Holz- und Steingrabmalen
-	� die Verwendung von Glas und Emaille ist nur in gestalte-

risch begründeten Ausnahmefällen zulässig
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(2) Die Oberkante der Fundamente muss mindestens 3 cm 
unter der Erdoberfläche liegen.

§ 30 
Unterhaltung

(1) Die Grabmale und die sonstigen baulichen Anlagen sind 
dauernd in würdigem und verkehrssicherem Zustand zu hal-
ten. Verantwortlich ist der jeweilige Nutzungsberechtigte/In-
haber der Grabkarte.
(2) Erscheint die Standsicherheit von Grabmalen, sonstigen 
baulichen Anlagen oder Teilen davon gefährdet, ist der Nut-
zungsberechtigte/Inhaber der Grabkarte verpflichtet, unver-
züglich Abhilfe zu schaffen. Bei Gefahr kann die Friedhofs-
verwaltung auf Kosten des Nutzungsberechtigten/Inhaber 
der Grabkarte Sicherungsmaßnahmen (z. B. Umlegung von 
Grabmalen) treffen. Wird der ordnungswidrige Zustand trotz 
schriftlicher Aufforderung der Friedhofsverwaltung nicht in-
nerhalb einer festzusetzenden angemessenen Frist beseitigt, 
ist die Friedhofsverwaltung berechtigt, das Grabmal oder 
Teile davon auf Kosten des Nutzungsberechtigten/Inhaber 
der Grabkarte zu entfernen. Die Friedhofsverwaltung ist 
verpflichtet, diese Gegenstände drei Monate aufzubewah-
ren. Ist der Nutzungsberechtigte/Inhaber der Grabkarte nicht 
bekannt oder ohne besonderen Aufwand nicht zu ermitteln, 
genügen als Aufforderung eine öffentliche Bekanntmachung 
und ein Hinweisschild auf den Gräbern, das für die Dauer 
von 3 Monaten aufgestellt wird.
(3) Die Nutzungsberechtigten/Inhaber der Grabkarte sind für 
jeden Schaden haftbar, der durch das Umstürzen von Grab-
malen oder Grabmalteilen verursacht wird.

§ 31 
Schutz wertvoller Grabmale/Denkmalschutz

(1) Künstlerisch wertvolle Grabmale und bauliche Anlagen 
oder solche, die als besondere Eigenart eines Friedhofs erhal-
ten bleiben sollen, sowie Grabmale von Personen, die sich in 
besonderem Maße um das Wohl der Stadt Vetschau/Spree-
wald bzw. des jeweiligen Ortsteils verdient gemacht haben 
sind nach Ablauf des Nutzungsrechtes in Verantwortung der 
Stadt Vetschau/Spreewald zu erhalten und zu pflegen. Diese 
Grabanlagen werden in einem Verzeichnis geführt. Die Fried-
hofsverwaltung kann die Zustimmung zur Änderung an der-
artigen Grabmalen und baulichen Anlagen versagen.
(2) Über die Unterschutzstellung von historischen Grabstät-
ten entscheidet das Brandenburgische Landesamt für Denk-
malpflege und Archäologie, das gemäß Brandenburgischem 
Denkmalschutzgesetz für die Erfassung zuständig ist. Verän-
derungen an Grabanlagen bedürfen einer Erlaubnis der Un-
teren Denkmalschutzbehörde.
(3) Denkmalgeschützte oder historisch wertvolle Grabstätten/
Grabdenkmäler, bei welchem das Nutzungsrecht abgelaufen 
ist und nicht mehr verlängert wurde, können als Erd- oder Ur-
nenwahlgräber neu vergeben und belegt werden. Grabmal-
patenschaften können nur zur Erhaltung und - falls notwen-
dig - Restaurierung kulturhistorisch wertvoller oder sonstiger 
erhaltenswerter Grabmale vergeben bzw. übernommen wer-
den. Mit Vergabe der Grabmalpatenschaft bleibt das Grabmal 
im Eigentum der Stadt Vetschau/Spreewald.
(4) Der Grabpate kann das Grabmal kostenfrei nutzen und 
verpflichtet sich dazu, die Grabaufbauten zu pflegen, für die 
Standsicherheit zu sorgen und die Kosten für die Sanierung 
zu tragen. Alle Maßnahmen sind mit der Friedhofsverwal-
tung und der Unteren Denkmalschutzbehörde abzustimmen 
und vertraglich zu regeln (Vertrag über Grabmalpatenschaft). 
Die Übernahme einer Grabmalpatenschaft für wertvolle 
Grabanlagen ist auch ohne den Erwerb eines Nutzungsrech-
tes möglich.

(3) Soweit es zum Verständnis erforderlich ist, sind Zeichnun-
gen der Schrift, der Ornamente und der Symbole im Maß-
stab 1:1 einzureichen.
(4) Der Antrag ist innerhalb von 4 Wochen nach Eingang 
durch die Friedhofsverwaltung zu bearbeiten.
(5) Entsprechen Grabmale oder bauliche Anlagen nicht der 
erteilten Genehmigung oder wurden sie ohne Genehmigung 
aufgestellt, so werden sie nach befristeter schriftlicher Auf-
forderung durch die Friedhofsverwaltung zu Lasten des Inha-
bers der Grabkarte/Nutzungsberechtigten am Grab entfernt.
(6) Die Veränderung von Grabmalen sowie Errichtung und 
Veränderung sonstiger baulicher Anlagen bedürfen ebenfalls 
der vorherigen schriftlichen Genehmigung. Die Absätze 1 
bis 3 gelten entsprechend.
(7) Die Genehmigung erlischt, wenn das Grabmal oder sons-
tige bauliche Anlage nicht binnen eines Jahres nach der Ge-
nehmigung errichtet worden ist.
(8) Die provisorischen Grabmale sind nur als naturlasierte 
Holztafeln oder Holzkreuze zulässig und dürfen nicht länger 
als 1 Jahr nach der Bestattung/Beisetzung verwendet werden.
(9) Die Genehmigung kann versagt werden, wenn das Grab-
mal den Vorschriften dieser Satzung nicht entspricht. Bei 
Grabstätten mit besonderen Gestaltungsvorschriften kann 
die Genehmigung auch dann versagt werden, wenn bereits 
Grabmale gleicher oder sehr ähnlicher Ausführung vorhan-
den sind, deren Wiederholung den Schutzes individueller 
Gestaltungsmerkmale verletzen würde und/oder bei in der 
Nähe zu errichtenden Grabmalen zu einer gleichförmigen 
Gestaltung führt.
(10) Für die Bearbeitung der Genehmigungsanträge ist durch 
den Antragsteller eine Bearbeitungsgebühr zu entrichten.
(11) Entsprechen genehmigungspflichtige Grabmale oder 
sonstige bauliche Anlagen nicht dem Antrag oder den An-
forderungen der schriftlich erteilten Genehmigung oder den 
Bestimmungen dieser Satzung oder wurden sie ohne Ge-
nehmigung aufgestellt und kann die Genehmigung nicht 
nachträglich erteilt werden, so werden sie nach schriftlicher 
Aufforderung zur Entfernung mit Fristsetzung, nach frucht-
losem Fristablauf durch die Friedhofsverwaltung zu Lasten 
des Nutzungsberechtigten an der Grabstätte entfernt (Er-
satzvornahme). Die Friedhofsverwaltung wird den Grabstein 
drei Monate aufbewahren und auf Verlangen dem Nutzungs-
berechtigten herausgeben. Nach Ablauf dieser Frist ist die 
Friedhofsverwaltung berechtigt, den Grabstein zu entsorgen 
oder anderweitig zu verwenden.

§ 28 
Anlieferung

(1) Bei der Anlieferung von Grabmalen oder sonstigen bau-
lichen Anlagen ist der genehmigte Antrag mitzuführen und 
auf Verlangen dem Mitarbeiter der Friedhofsverwaltung vor-
zuweisen.
(2) Die Grabmale oder sonstige bauliche Anlagen sind so zu 
liefern, dass sie vor Aufbau an der Grabstätte durch Mitarbei-
ter der Friedhofsverwaltung überprüft werden können. Die 
Anlieferung ist spätestens einen Tag vorher telefonisch mit 
der Friedhofsverwaltung abzustimmen.

§ 29 
Fundamentierung und Befestigung

(1) Grabmale und sonstige bauliche Anlagen sind entspre-
chend der Technische Anleitung Grabmal (TA-Grabmal) in 
der jeweils geltenden Fassung, den einschlägigen DIN-Vor-
schriften und den allgemein anerkannten Regeln der Technik 
und der Baukunst so zu errichten, dass sie dauernd stand-
sicher sind und auch beim Öffnen benachbarter Gräber nicht 
umstürzen oder sich senken können.
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werden. Ausgenommen sind Grabvasen, Markierungszei-
chen und Gießkannen.

§ 34 
Gräberfelder mit allgemeinen  

Gestaltungsvorschriften
(1) In Gräberfeldern mit allgemeinen Gestaltungsvorschrif-
ten unterliegt die gärtnerische Herrichtung und Unterhaltung 
der Gräber, unbeschadet den Bestimmungen der §§ 24 und 
26, keinen zusätzlichen Anforderungen.
(2) Unzulässig ist:
-	� das Pflanzen von Bäumen und Sträuchern, welche eine 

Höhe von 60 cm und mehr erreichen
-	� das Einfassen der Gräber mit Hecken (mit Ausnahme der 

historischen Gräber), Steinen, Metall, Glas oder ähnli-
chem

-	 das Errichten von Rankgerüsten, Gittern oder Pergolen
-	 das Aufstellen einer Bank oder sonstigen Sitzgelegenheit
-	� das Aufbringen von Kies o. ä. auf den Zwischenwegen 

durch den Nutzungsberechtigten.

§ 35 
Gräberfelder mit besonderen  

Gestaltungsvorschriften
(1) Die Gräber müssen in ihrer gesamten Fläche bepflanzt/
angesät werden.
(2) Unzulässig sind
-	 die im § 34 Abs. 2 aufgeführten Gestaltungselemente
-	� das Aufbringen von Kies auf den Grabbeetflächen oder 

das Auflegen von Platten
(3) Auf den Gräbern ist eine bodendeckende Bepflanzung/
Rasenansaat zu verwenden.

§ 36 
Vernachlässigung der Grabpflege

(1) Wird ein Grab nicht ordnungsgemäß hergerichtet oder 
gepflegt, hat der Nutzungsberechtigte/Inhaber der Grabkar-
te nach schriftlicher Aufforderung der Friedhofsverwaltung 
die Gräber innerhalb einer angemessenen Frist in Ordnung 
zu bringen. Vor einem Entzug eines Nutzungsrechtes ist der 
jeweilige Nutzungsberechtigte unter Setzung einer ange-
messenen Frist zweimal schriftlich aufzufordern, die Grä-
ber in Ordnung zu bringen. Mit der zweiten Aufforderung 
ist die Entziehung des Nutzungsrechtes anzukündigen. Im 
Entziehungsbescheid ist die Beräumung der Gräber durch 
den Friedhofsträger bei einer Frist von 3 Monaten anzukün-
digen. Ist der Nutzungsberechtigte/Inhaber der Grabkarte 
nicht bekannt oder nicht ohne besonderen Aufwand zu er-
mitteln, wird durch eine öffentliche Bekanntmachung auf 
die Verpflichtung zur Herrichtung und Pflege hingewiesen. 
Außerdem erfolgt durch ein Hinweisschild auf den Gräbern 
eine Aufforderung, sich mit der Friedhofsverwaltung in Ver-
bindung zu setzen. Bleibt diese Aufforderung 3 Monate un-
beachtet, kann die Friedhofsverwaltung das Nutzungsrecht 
ohne Entschädigung entziehen. Gräber mit noch zu gewäh-
render Ruhezeit können eingeebnet und begrünt werden. 
Für alle übrigen Gräber kann die Beseitigung der Grabmale 
und baulichen Anlagen und eine Neuvergabe der Gräber ver-
anlasst werden.
(2) Bei ordnungswidrigem Grabschmuck gilt Abs. 1 Satz 1 
entsprechend. Wird die Aufforderung nicht befolgt oder ist 
der Nutzungsberechtigte/Inhaber der Grabkarte nicht be-
kannt oder nicht ohne besonderen Aufwand zu ermitteln, 
kann die Friedhofsverwaltung den Grabschmuck entfernen.

§ 32 
Entfernung

(1) Vor Ablauf der Nutzungszeit/Ruhezeit dürfen Grabmale 
und sonstige bauliche Anlagen nur mit schriftlicher Zustim-
mung der Friedhofsverwaltung entfernt werden. Bei Grab-
malen und sonstigen baulichen Anlagen im Sinne § 31 Abs. 1 
bis 4 kann die Friedhofsverwaltung die Zustimmung versa-
gen.
(2) Nach Ablauf der Ruhezeit oder des Nutzungsrechtes oder 
bei Entzug des Nutzungsrechtes an Grabstätten sind die 
Grabmale, sonstigen baulichen Anlagen, einschl. Funda-
mente und vorhandene Bepflanzung, außer bei Grabmalen 
und sonstigen baulichen Anlagen im Sinne § 31, durch den 
Nutzungsberechtigten umgehend zu entfernen. Geschieht 
dies nicht binnen einer Frist von drei Monaten nach schrift-
licher Aufforderung des Nutzungsberechtigten, ist die Fried-
hofsverwaltung berechtigt, Grabmale und sonstige bauliche 
Anlagen auf dessen Kosten zu beseitigen. Die Friedhofs-
verwaltung ist nicht verpflichtet, das Grabmal oder sonsti-
ge bauliche Anlagen zu verwahren. Diese gehen entschädi-
gungslos in die Verfügungsgewalt der Friedhofsverwaltung 
über.
(3) Die Nutzungsberechtigten verlieren nach Ablauf dieser 
Frist im Sinne des Abs. 2 alle Ansprüche auf das Grabzube-
hör. Die Friedhofsverwaltung kann auf Kosten der bisherigen 
Nutzungsberechtigten die Beseitigung und Entsorgung bzw. 
eine andere Nutzung veranlassen.
(4) Die Friedhofsverwaltung ist berechtigt, ohne ihre Zustim-
mung aufgestellte Grabmale oder errichtete bauliche Anla-
gen einen Monat nach Benachrichtigung des Inhabers der 
Grabkarte oder des Nutzungsberechtigten auf dessen Kosten 
entfernen zu lassen.

VII. Herrichtung und Pflege der Gräber

§ 33 
Herrichtung und Unterhaltung

(1) Alle Gräber müssen im Rahmen der Vorschriften herge-
richtet und dauernd verkehrssicher in Stand gehalten wer-
den. Verwelkte Blumen und Kränze sind unverzüglich von 
Gräbern zu entfernen.
(2) Die Gestaltung der Gräber ist dem Gesamtcharakter des 
Friedhofs und der unmittelbaren Umgebung anzupassen. 
Die Gräber dürfen nur mit Pflanzen bepflanzt werden, die 
andere Gräber und die öffentlichen Anlagen und Wege nicht 
beeinträchtigen.
(3) Für die Herrichtung und die Instandhaltung der Gräber ist 
der Nutzungsberechtigte/Inhaber der Grabkarte verantwort-
lich. Die Verpflichtung erlischt mit dem Ablauf der Nutzungs-
rechts/Ruhezeit.
(4) Urnengräber sind spätestens einen Monat nach Beiset-
zung der Urne, Erdbestattungsgräber spätestens 12 Monate 
nach der Bestattung würdig herzurichten.
(5) Die Nutzungsberechtigten/Inhaber der Grabkarte können 
die Gräber selbst anlegen und pflegen oder damit einen zu-
gelassenen Friedhofsgärtner beauftragen.
(6) Die Herrichtung, Unterhaltung und Veränderung der gärt-
nerischen Anlagen außerhalb der Gräber obliegt ausschließ-
lich der Friedhofsverwaltung.
(7) Die Verwendung von Pflanzenschutzmittel und Herbizide 
sowie Salz zur Vernichtung von Unkraut ist nicht gestattet.
(8) Kunststoffe und sonstige nicht verrottbare Werkstoffe 
dürfen in sämtlichen Produkten der Trauerfloristik, insbe-
sondere in Kränzen, Trauergebinden, Trauergestecken, im 
Grabschmuck und bei Grabeinfassungen sowie bei Pflanzen-
zuchtbehältern, die an der Pflanze verbleiben, nicht verwandt 
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§ 40 
Haftung

Die Friedhofsverwaltung haftet nicht für Schäden, die durch 
nicht satzungsgemäße Benutzung des Friedhofs, seiner 
Anlagen oder seiner Einrichtungen, durch dritte Personen 
oder durch Tiere entstehen. Ihr obliegen keine besonderen 
Obhuts- und Überwachungspflichten. Im Übrigen haftet die 
Friedhofsverwaltung nur bei Vorsatz und grober Fahrlässig-
keit. Die Vorschriften über Amtshaftung bleiben unberührt.

§ 41 
Gebühren

Für die Benutzung der von der Friedhofsverwaltung verwal-
teten Friedhöfe und seiner Einrichtungen sind die Gebühren 
nach der jeweils geltenden Friedhofsgebührensatzung zu 
entrichten.

§ 42 
Ordnungswidrigkeiten

(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig:
a)	 den Friedhof entgegen der Bestimmungen des § 7 betritt,
b)	� den Bestimmungen des § 8 Abs. 1 und 2 über das Verhal-

ten auf den Friedhöfen zuwider handelt
c)	 entgegen der Bestimmungen des § 8 Abs. 3
	 1)	� Friedhofswege mit Fahrzeugen ohne Erlaubnis be-

fährt
	 2)	 Waren aller Art oder gewerbliche Dienste anbietet
	 3)	� an Sonn- und Feiertagen oder in der Nähe einer Be-

stattung störende Arbeiten ausführt
	 4)	� Druckschriften verteilt, ausgenommen Drucksachen, 

die im Rahmen von Bestattungsfeiern notwendig 
und üblich sind

	 5)	� den Friedhof oder seine Einrichtungen oder Anla-
gen verunreinigt oder beschädigt oder Gräber un-
berechtigterweise betritt

	 6)	� Abraum oder Abfälle aller Art außerhalb der hierfür 
vorgesehenen Plätze ablegt

	 7)	 Tiere auf die Friedhöfe mitbringt
	 8)	 Wasserentnahmestellen verunreinigt
	 9)	� spielt, lärmt und Musikwiedergabegeräte außerhalb 

von Trauerfeiern betreibt
	 10)	� ohne Zustimmung der Friedhofsverwaltung ge-

werbsmäßig fotografiert oder filmt
	 11)	� sich auf dem Friedhof in einem erkennbaren Rausch-

zustand, hervorgerufen durch Alkohol oder andere 
berauschende Mittel, aufhält;

d)	� eine gewerbliche Tätigkeit auf dem Friedhof ohne vorhe-
rige Anzeige ausübt (§ 9),

e)	 Umbettungen ohne vorherige Zustimmung vornimmt (§ 14),
f)	� die Bestimmungen über zulässige Maße für Grabmale 

und Grabeinfassungen nicht einhält (§§ 26, 27 und 28),	
g)	� Grabmale oder sonstige Grabausstattungen ohne Ge-

nehmigung errichtet oder verändert (§29),	
h)	� Grabmale ohne Zustimmung der Friedhofsverwaltung 

entfernt (§ 34 Abs. 1),	
i)	� Grabmale oder Grabausstattungen nicht in verkehrssi-

cherem Zustand hält (§ 32),	
j)	� Unkrautbekämpfungsmittel verwendet (§ 35 Abs. 7),	
k)	� Kunststoffe und sonstige nicht verrottbare Werkstoffe 

verwendet (§ 35 Abs. 8)	
l)	� Gräber vernachlässigt (§ 38).	
Die Ordnungswidrigkeit kann gemäß mit einer Geldbuße 
von 5,00 € bis 500 € geahndet werden. Das Gesetz über Ord-
nungswidrigkeiten in der jeweils gültigen Fassung findet An-
wendung.

VIII. Trauerhalle und Trauerfeiern

§ 37 
Benutzung der Trauerhalle

(1) Die Trauerhallen auf den Friedhöfen der Stadt Vetschau/
Spreewald dienen der Aufbahrung des Sarges bzw. dem 
Aufstellen der Urnen von der Überführung bis zum Beginn 
der Trauerfeier bzw. der Bestattung/Beisetzung. Sie dürfen 
nur mit Erlaubnis der Friedhofsverwaltung oder des Bestat-
tungsinstitutes betreten werden.
(2) Sofern keine gesundheitsaufsichtlichen oder sonstigen 
Bedenken bestehen, können die Angehörigen die Verstor-
benen während der festgesetzten Zeiten sehen. Die Särge 
sind spätestens 30 Minuten vor Beginn der Trauerfeier oder 
Bestattung endgültig zu schließen.
(3) Die Särge der an meldepflichtigen übertragbaren Krank-
heiten Verstorbenen sind in einem besonderen Raum der 
Leichenhalle auf dem Hauptfriedhof Vetschau aufzustellen. 
Der Zutritt zu diesem Raum und die Besichtigung dieser Lei-
chen bedürfen zusätzlich der vorherigen Zustimmung des 
Amtsarztes.
(4) Lichtbildaufnahmen und die Abnahme von Totenmas-
ken aufgebahrter Leichen dürfen nur mit Genehmigung der 
Friedhofsverwaltung bei Vorliegen der schriftlichen Zustim-
mung der Hinterbliebenen angefertigt werden.

§ 38 
Trauerfeiern

(1) Die Trauerfeiern können in einem dafür bestimmten Raum 
(Trauerhalle), am Grab oder an einer anderen im Freien vor-
gesehenen Stelle abgehalten werden.
(2) Trauerfeiern an offenen Särgen sind nicht gestattet. In 
religiös begründeten Fällen kann die Friedhofsverwaltung 
Ausnahmen zulassen, wenn die Würde des Toten und das 
sittliche Empfinden der Allgemeinheit nicht verletzt werden.
(3) Jede Musik- und Gesangsdarbietung auf dem Friedhof 
außerhalb der Trauerhalle bedarf der vorherigen Anmeldung 
bei der Friedhofsverwaltung.
(4) Ehrensalut darf nur mit Genehmigung der Friedhofsver-
waltung abgegeben werden. Die Friedhofsverwaltung be-
stimmt hierfür geeignete Plätze.
(5) Die Grunddekoration in Form von Standleuchtern und 
Pflanzen für die Feierhalle auf dem Hauptfriedhof Vetschau 
wird von der Stadt Vetschau/Spreewald vorgehalten und darf 
nicht entfernt oder verändert werden. Die Aufstellung zusätz-
licher Dekoration durch Dritte ist hier nur gestattet, wenn der 
Antragsteller der Bestattung dies auf eigene Kosten veran-
lasst.

IX. Schlussvorschriften

§ 39 
Alte Rechte

(1) Bei Gräbern, über welche die Friedhofsverwaltung vor 
Inkrafttreten dieser Satzung bereits verfügt hat, richten sich 
die Nutzungszeit und die Gestaltung nach den bisherigen 
Vorschriften.
(2) Die vor dem Inkrafttreten dieser Satzung entstandenen 
Nutzungsrechte von unbegrenzter oder unbestimmter Dauer 
werden auf zwei Nutzungszeiten nach § 17 Abs. 8 dieser Sat-
zung seit Erwerb begrenzt. Sie enden jedoch nicht vor Ablauf 
eines Jahres nach Inkrafttreten dieser Satzung und der Ruhe-
zeit der zuletzt beigesetzten Leiche oder Asche.
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§ 4 
Entstehen und Fälligkeit der Gebühren

(1) Die Gebührenschuld entsteht mit Benutzung der Fried-
höfe einschließlich ihrer Einrichtungen oder bei Inanspruch-
nahme der Leistungen der Friedhofsverwaltung, bei antrags-
abhängigen Leistungen mit Antragstellung.
(2) Die Festsetzung der Gebühren erfolgt durch schriftlichen 
Gebührenbescheid. Dieser wird dem Gebührenschuldner 
durch einfachen Brief bekannt gegeben.
(3) Die Gebühren sind 10 Tage nach Bekanntgabe des Gebüh-
renbescheides fällig.

§ 5 
Gebührenerstattung

Im Falle der Rückgabe des Nutzungsrechtes an einer Grab-
stätte nach Umbettung gemäß § 14 Abs. 3 der Friedhofssat-
zung der Stadt Vetschau/Spreewald wird von der bei Erwerb 
entrichteten Grabstättengebühr für je volle zehn Jahre der 
nicht mehr beanspruchten Nutzungszeit der anteilmäßige 
Betrag zurück gezahlt. Die Frist beginnt am Tage der Rückga-
be der ordnungsgemäß beräumten Grabstätte an die Fried-
hofsverwaltung.

§ 6 
Gebührentarife

1. Bestattungsgebühren und Umbettungsgebühren Erdbe-
stattungen

Gebühr für: Gebühr in €
1.01 Erdbestattung Verstorbene vom 

vollendeten 10. Lebensjahr im Wahlgrab 507,78 €
1.02 Erdbestattung Verstorbene vom 

vollendeten 10. Lebensjahr im Reihengrab 507,78 €
1.03 Erdbestattung Verstorbene bis zum 

vollendeten 10. Lebensjahr im Wahlgrab 152,34 €
1.04 Erdbestattung Verstorbene bis zum 

vollendeten 10. Lebensjahr im Reihengrab 152,34 €
2. Beisetzungsgebühren und Umbettungsgebühren Urnen-
beisetzung
2.01 Urnenbeisetzung 271,50 €
2.02 Urnenumbettung 271,50 €
3. Nutzungsgebühren Gräber

Die Gebühr beinhaltet für den angeben-
den Zeitraum den Erwerb des Nutzungs-
rechtes (Ruhezeit/Nutzungszeit) sowie 
damit verbundene anteilige Kosten der 
Unterhaltung, Wasserver- und Abfallent-
sorgung.Die Gebühr wird für den gesam-
ten Zeitraum im Voraus erhoben.

3.01 Erdwahlgrab für Verstorbene vom vollen-
deten 10. Lebensjahr(einstellig) 
(Nutzungszeit 25 Jahre)

706,53 €

3.02 Erdwahlgrab für Verstorbene vom vollen-
deten 10. Lebensjahr(zweistellig) 
(Nutzungszeit 25 Jahre) 1.413,06 €

3.03 Erdreihengrab für Verstorbene vom voll-
endeten 10. Lebensjahr
(Nutzungszeit 20 Jahre) 588,77 €

3.04 Urnenwahlgrab (Nutzungszeit 25 Jahre) 706,53 €
3.05 Urnenreihengrab (Nutzungszeit 20 Jahre) 327,10 €
3.06 Kinderreihengrab für Verstorbene bis zum 

vollendeten 10. Lebensjahr
(Nutzungszeit 20 Jahre) 163,55 €

3.07 Erdwahlgrab im Rasen 
(Nutzungszeit 25 Jahre) 1.413,06 €

3.08 Erdreihengrab im Rasen 
(Nutzungszeit 20 Jahre) 1.177,55 €

§ 43 
Gleichstellungsklausel

Alle Status- und Funktionsbezeichnungen in dieser Satzung 
gelten sowohl in männlicher als auch weiblicher Form.

§ 44 
Inkrafttreten

Diese Satzung tritt am 01.01.2021 in Kraft. Zum gleichen 
Zeitpunkt treten die Friedhofssatzung der Stadt Vetschau/
Spreewald vom 27.10.2011 und die 1. Satzung zur Änderung 
der Friedhofssatzung der Stadt Vetschau/Spreewald vom 
28.04.2014 außer Kraft.

Vetschau/Spreewald, den 14.12.2020

Bengt Kanzler
Bürgermeister

Gebührensatzung für die Friedhöfe  
der Stadt Vetschau/Spreewald

Aufgrund des § 3 der Kommunalverfassung des Landes 
Brandenburg vom 18.12.2007 (GVBl.I/07 Nr. 19 S. 286) zu-
letzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 19. Juni 2019 
(GVBl.I/19 Nr. 38), und der §§ 1, 2, 4, 5 und 6 des Kommu-
nalabgabengesetzes (KAG) des Landes Brandenburg in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 31. März 2004 (GVBl. I/08 
S. 174), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom  
19. Juni 2019 (GVBl.I/19, Nr. 36), sowie § 41 der Friedhofs-
satzung der Stadt Vetschau/Spreewald hat die Stadtverord-
netenversammlung der Stadt Vetschau/Spreewald in ihrer 
Sitzung am 10.12.2020 folgende Satzung beschlossen:

§ 1 
Geltungsbereich

Diese Gebührensatzung gilt für alle im Gebiet der Stadt Vet-
schau/Spreewald einschließlich Ortsteile und Gemeindeteile 
gelegenen und von ihr verwalteten kommunalen Friedhöfe 
und Friedhofseinrichtungen.
-	 Das sind der Vetschauer Hauptfriedhof;
-	� die Friedhöfe Göritz, Koßwig, Laasow, Briesen, Tornitz, 

Wüstenhain, Missen, Jehschen, Raddusch, Repten, Stra-
dow und Suschow.

§ 2 
Gebührenpflicht

Für die Benutzung der kommunalen Friedhöfe und ihrer Ein-
richtungen sowie aller hiermit im Zusammenhang stehen-
den Leistungen der Stadt Vetschau/Spreewald werden Ge-
bühren nach dieser Satzung erhoben.

§ 3 
Gebührenschuldner

Zur Entrichtung der Gebühren verpflichtet (Gebührenschuld-
ner) sind der Auftraggeber oder bei antragsabhängigen Leis-
tungen der Antragsteller. Mehrere Gebührenschuldner haf-
ten als Gesamtschuldner.
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Satzung über die Gewährung von  
Aufwandsentschädigungen für die  

ehrenamtlichen Mitglieder der  
Stadtverordnetenversammlung und  
deren Ausschüsse, die sachkundigen  

Einwohner, die Ortsbeiräte und  
Ortsvorsteher sowie sonstige  

ehrenamtlich Tätige  
der Stadt Vetschau/Spreewald  

(Aufwandsentschädigungssatzung)
Auf Grund der § 3, 24, 28, 30 (4), 43 (4) und 45 (5) der Kom-
munalverfassung für das Land Brandenburg (BbgKVerf) vom  
18. Dezember 2007 (GVBl. I/Nr. 19 S. 286) zuletzt geändert 
durch Artikel 1 des Gesetzes vom 19. Juni 2019 (GVBl. I/Nr. 38) 
i. V. m. der Verordnung über die Aufwandsentschädigungen 
für ehrenamtliche Mitglieder kommunaler Vertretungen und 
Ausschüsse, für sachkundige Einwohnerinnen und Einwoh-
ner sowie über den Ersatz des Verdienstausfalls (KomAEV) 
vom 31. Mai 2019 (GVBl. II/Nr. 40) zuletzt geändert durch 
Verordnung vom 08.07.2019 (GVBl. II/19, Nr. 47) und § 11 der 
Hauptsatzung der Stadt Vetschau/Spreewald hat die Stadt-
verordnetenversammlung der Stadt Vetschau/Spreewald in 
Ihrer Sitzung am 10.12.2020 folgende Satzung beschlossen:

§ 1 
Geltungsbereich

(1) Diese Satzung gilt für die ehrenamtlichen Mitglieder der 
Stadtverordnetenversammlung und deren Ausschüsse, die 
sachkundigen Einwohner/innen, die Mitglieder der Ortsbei-
räte und Ortsvorsteher/innen sowie für sonstige für die Stadt 
Vetschau/Spreewald ehrenamtlich Tätige.
(2) Mit der monatlichen Aufwandsentschädigung ist der mit 
dem jeweiligen Amt verbundene Aufwand, einschließlich der 
sonstigen persönlichen Aufwendungen abgegolten. Zu den 
persönlichen Aufwendungen, zählen insbesondere zusätzli-
cher Bekleidungsaufwand, Kosten für Verzehr, Fachliteratur 
und Nutzung der Telekommunikation.

§ 2 
Aufwandsentschädigungen

(1) Die monatliche Aufwandsentschädigung für Stadtverord-
nete beträgt 90,00 €.
(2) Vorsitzende von Fraktionen gemäß § 32 BbgKVerf erhal-
ten eine zusätzliche monatliche Aufwandsentschädigung in 
Höhe von 90,00 €.
(3) Für den Vorsitz der Stadtverordnetenversammlung 
wird eine zusätzliche Aufwandsentschädigung in Höhe von  
340,00 € gewährt.
Der erste Stellvertreter erhält zusätzlich monatlich 100,00 €, 
der zweite Vertreter zusätzlich monatlich 60,00 €.
Die zusätzliche monatliche Aufwandsentschädigung der 
Stellvertreter wird nur gezahlt, wenn die Vertreterfunktion 
(insbesondere die Leitung der Sitzungen der Stadtverordne-
tenversammlung) im Vertretungsfall ausgeübt wird.
Die monatliche Aufwandsentschädigung der/des Vorsitzen-
den ist dann entsprechend zu kürzen.
(4) Die Ortsvorsteher/innen erhalten eine monatliche Auf-
wandsentschädigung in folgender Höhe:
- in Ortsteilen bis 250 Einwohner		  170,00 €
- in Ortsteilen bis 500 Einwohner		  220,00 €
- in Ortsteilen über 500 Einwohner	 270,00 €.
(5) Den Mitgliedern der Ortsbeiräte wird eine monatliche 
Aufwandsentschädigung in Höhe von 30,00 € gewährt.

3.09 Urnenwahlgrab im Rasen 
(Nutzungszeit 25 Jahre) 1.413,06 €

3.10 Urnenreihengrab im Rasen 
(Nutzungszeit 20 Jahre) 654,19 €

3.11 Urnengemeinschaftsgrab 
(Nutzungszeit 20 Jahre) 1.318,67 €

3.12 Verlängerung Erdwahlgrab für Verstorbe-
ne vom vollendeten 10. Lebensjahr 28,26 €

3.13 Verlängerung Urnenwahlgrab 28,26 €
3.14 Verlängerung Erdwahlgrab im Rasen 56,52 €
3.15 Verlängerung Erdreihengrab im Rasen - €
3.16 Verlängerung Urnenwahlgrab im Rasen 56,52 €
3.17 Verlängerung Urnenreihengrab im Rasen - €
3.18 Verlängerung Urnengemeinschaftsgrab - €
4. Benutzungsgebühren
4.01 Benutzung Trauerhalle (mit Strom und 

Heizung) 231,14 €
4.02 Benutzung Trauerhalle (mit Strom und 

ohne Heizung) 130,00 €
4.03 Benutzung Trauerhalle (ohne Strom und 

ohne Heizung) 80,00 €
5. Sonstige Gebühren
5.01 Leistungen über Stundenabrechnung 

Friedhofsarbeiter 30,00 €
5.02 Leistungen über Stundenabrechnung Ver-

waltung 45,00 €
5.03 Grabmahlgenehmigung eines liegenden 

Grabmals 28,00 €
5.04 Grabmahlgenehmigung eines stehenden 

Grabmals 42,00 €
5.05 Inschrift am Urnengemeinschaftsgrab 450,70 €
5.06 2-Jahres-Benutzungsgebühr Gewerbetrei-

bende 140,00 €
5.07 Leichenaufbewahrung je Tag 20,28 €
5.08 Sargträger 186,85 €
5.09 Urnenträger 50,04 €
5.10 Für alle übrigen Leistungen, welche nicht 

in der Satzung spezifiziert sind, die aber 
das Friedhofspersonal ausführt, werden 
die tatsächlichen Kosten berechnet. Die 
Gebühr wird nachträglich fällig.

§ 7 
Inkrafttreten

Diese Satzung tritt am 01.01.2021 in Kraft. Zum gleichen Zeit-
punkt treten die Gebührensatzung für die Friedhöfe der Stadt 
Vetschau/Spreewald vom 27.10.2011 und die 1. Satzung zur 
Änderung der Gebührensatzung für die Friedhöfe der Stadt 
Vetschau/Spreewald vom 28.04.2014 außer Kraft.

Vetschau/Spreewald, den 14.12.2020

Bengt Kanzler
Bürgermeister
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§ 5 
Verdienstausfall

(1) Mitglieder der Stadtverordnetenversammlung, Ortsvor-
steher/innen, Mitglieder der Ortsbeiräte sowie sachkundige 
Einwohner/innen, die einer auf Erwerb ausgerichteten Tätig-
keit nachgehen, haben auf Antrag gegen Nachweis Anspruch 
auf Erstattung des Verdienstausfalles.
(2) Die Erstattung von Verdienstausfall ist monatlich auf  
35 Stunden begrenzt. Der Verdienstausfall wird auf Antrag in 
der nachgewiesenen Höhe, höchstens jedoch mit 15,00 € je 
Stunde erstattet.
Personen, die nicht in einem Beschäftigungsverhältnis ste-
hen (u. a. Selbständige und freiberuflich Tätige), haben den 
Verdienstausfall glaubhaft zu machen.
(3) Zur Betreuung von Kindern bis zum vollendeten zehnten 
Lebensjahr wird für die Dauer der mandatsbedingten not-
wendigen Abwesenheit gegen Nachweis eine Entschädigung 
von bis zu 15,00 € je Stunde gewährt, wenn die Übernahme 
der Betreuung durch Personensorgeberechtigte während 
dieser Zeit nicht möglich ist.
(4) Der Anspruch auf Ersatz des Verdienstausfalls ist nach Er-
reichen der Regelaltersgrenze ausgeschlossen, wenn keine 
auf Erwerb ausgerichtete Tätigkeit wahrgenommen wird.

§ 6 
Reisekostenvergütung

(1) Dienstreisen von Stadtverordneten, Ortsvorstehern/innen 
und Mitgliedern der Ortsbeiräte sind vom Hauptausschuss 
anzuordnen oder zu genehmigen, sofern nicht ein Beschluss 
der Stadtverordnetenversammlung vorliegt.
Für angeordnete oder genehmigte Dienstreisen ist eine Rei-
sekostenvergütung nach den Bestimmungen des Bundesrei-
sekostengesetzes zu gewähren.
(2) Wurden ehrenamtlich Tätige zur Vertretung in Gesellschaf-
ten, Verbänden, Vereinen und sonstige Gremien durch Be-
schluss der Stadtverordnetenversammlung bestellt, gelten 
Dienstreisen zur Teilnahme an deren Sitzungen als angeord-
net.
(3) Fahrten innerhalb des Wohnortes sind keine Dienstreisen 
im Sinne des Reisekostengesetzes.

§ 7 
Wegfall der Aufwandsentschädigung

Wird die Tätigkeit als Mitglied der Stadtverordnetenver-
sammlung, als Ortsvorsteher/in oder Mitglied des Ortsbeira-
tes über einen Zeitraum von mehr als drei Kalendermonaten 
(mit Ausnahme der Sommerpause) nicht ausgeübt (keine 
Teilnahme an Sitzungen), so wird keine Aufwandsentschädi-
gung mehr gewährt, bis die Tätigkeit erkennbar wieder auf-
genommen wurde.

§ 8 
Fraktionsgeld

Den Fraktionen der Stadtverordnetenversammlung wird je 
Mitglied pro Monat ein Betrag in Höhe von 5,00 € gewährt.

§ 9 
Zahlungsbestimmungen

(1) Die Aufwandsentschädigung wird quartalsweise gezahlt. 
Die Auszahlung erfolgt jeweils im Folgemonat.
(2) Der Anspruch beginnt mit dem ersten des Monats, in dem 
das Mandat beginnt. Es entfällt mit Ablauf des Monats, in 
dem das Mandat endet.
Bei einer Wiederwahl wird für einen Kalendermonat nur eine 
Aufwandsentschädigung gewährt.

(6) Ehrenamtlich tätige Beauftragte, welche durch die Kom-
munalaufsicht nach § 117 BbgKVerf bestellt werden, erhal-
ten eine monatliche Aufwandsentschädigung in Höhe von  
70,00 Euro. Ausgenommen sind Beschäftigte der Stadtver-
waltung im gehobenen und höheren Dienst.

§ 3 
Aufwandsentschädigungen für sonstige  

ehrenamtlich Tätige
(1) Chronisten, welche durch Beschluss der Stadtverordne-
tenversammlung berufen sind, erhalten eine jährliche Auf-
wandsentschädigung in Höhe:
OT Repten	�  55 €
OT Göritz	�  80 €
OT Ogrosen	�  100 €
OT Koßwig	�  100 €
OT Suschow	�  100 €
OT Stradow	�  100 €
OT Raddusch	�  140 €
OT Laasow (ohne GT)	�  100 €
GT Wüstenhain	�  55 €
GT Tornitz	�  55 €
OT Missen (ohne GT)	�  110 €
GT Gahlen	�  80 €
OT Naundorf (ohne GT)	�  80 €
GT Fleißdorf	�  55 €
Stadt Vetschau (ohne GT)	� 250 €
GT Lobendorf	�  55 €
GT Belten	�  55 €
GT Märkischheide	�  160 €
(2) Die/Der Sorben-(Wenden-)beauftragte, die Schiedsfrau/
der Schiedsmann sowie die/der Vorsitzende des Senioren-
beirates erhalten eine monatliche Aufwandsentschädigung 
in Höhe von 25,00 €.
Dem stellvertretenden Schiedsmann werden monatlich  
10,00 € Aufwandsentschädigung gezahlt.
(3) Stadtführern bzw. Ortsteilführern wird eine monatliche 
Aufwandsentschädigung in Höhe von 20,00 € gezahlt.
Die Zahlung erfolgt nur, wenn der Stadtführer oder Ortsteil-
führer durch den Tourismusausschuss berufen ist. Die Orts-
teilführer sind durch den jeweiligen Ortsbeirat vorzuschla-
gen oder zu befürworten.
(4) Die in Absatz 2 genannten Entschädigungen werden nur 
gezahlt, wenn diese ehrenamtlich Tätigen durch oder vor der 
Stadtverordnetenversammlung berufen sind.

§ 4 
Sitzungsgeld

(1) Die Mitglieder der Stadtverordnetenversammlung erhal-
ten bei Teilnahme an der Sitzung der Stadtverordnetenver-
sammlung und an Ausschüssen, in denen sie Mitglied sind, 
ein Sitzungsgeld in Höhe von 30,00 €.
Mitgliedern von Ortsbeiräten wird für die Teilnahme an den 
Sitzungen des Ortsbeirates ein Sitzungsgeld in Höhe von 
30,00 € gewährt.
(2) Sachkundige Einwohner erhalten bei Teilnahme an den 
Sitzungen von Ausschüssen, in welche sie berufen sind, Sit-
zungsgeld in Höhe von 15,00 €.
(3) Vertreter erhalten Sitzungsgeld nach Abs. 1 nur, wenn sie 
in Vertreterfunktion an Ausschusssitzungen teilnehmen.
(4) Ausschussvorsitzenden - soweit sie nicht Aufwandsent-
schädigungen nach § 2 Abs. 3 erhalten - wird für jede ge-
leitete Sitzung ein zusätzliches Sitzungsgeld in Höhe von  
30,00 € gewährt.
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(3) Das Sitzungsgeld wird quartalsweise rückwirkend ge-
zahlt. Die Auszahlung erfolgt jeweils im Folgemonat.
Für mehrere Sitzungen an einem Tag wird nur ein Sitzungs-
geld, das jeweils höhere, gezahlt.
(4) Ist eine Funktion nach § 2 Abs. 2 und 4 nicht besetzt und 
wird sie vom Vertreter im vollen Umfang wahrgenommen, 
so wird für die Dauer der Wahrnehmung der Aufgabe die vol-
le Entschädigung des zu Vertretenden gewährt.
(5) Das Fraktionsgeld gemäß § 8 wird im September des lau-
fenden Jahres ausgezahlt.
(6) Die Zahlung der Aufwandsentschädigung nach § 3 erfolgt 
im September des laufenden Jahres.

§ 10 
In-Kraft-Treten

(1) Diese Satzung tritt am 01.01.2021 in Kraft.
(2) Gleichzeitig tritt die Entschädigungssatzung der Stadt Vet-
schau/Spreewald vom 02.04.2008 außer Kraft.

Vetschau/Spreewald, 14.12.2020

Bengt Kanzler
Bürgermeister
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